
  
 

 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
  

 

VORTRAG AN DEN MINISTERRAT 

 
Gemäß § 13c Abs. 4 Bundesbehindertengesetz (BBG) hat der Behindertenanwalt/die Behin-
dertenanwältin jährlich einen Tätigkeitsbericht an die Sozialministerin zu legen sowie dem 
Bundesbehindertenbeirat (§ 8 BBG) mündlich zu berichten. Die Sozialministerin hat diesen 
Bericht dem Nationalrat vorzulegen. 

Dr. Hansjörg Hofer, welcher das Amt des Anwaltes für Gleichbehandlungsfragen für Men-
schen mit Behinderungen seit 5. Mai 2017 ausübt, übermittelte mit Schreiben vom 4. Juni 
seinen Tätigkeitsbericht für das Jahr 2017. 

Neben einem historischen Aufriss über die Entwicklung der Behindertenpolitik in den letzten 
Jahrzehnten, einer Auseinandersetzung mit dem Regierungsprogramm für die XXVI. Gesetz-
gebungsperiode und Anregungen des Behindertenanwalts gibt der Bericht einen Überblick 
über die umfangreichen Tätigkeiten des Behindertenanwaltes im vergangenen Jahr und be-
handelt behindertenpolitisch relevante Themen anhand von Einzelfällen. 

Seitens der Behindertenanwaltschaft wurden im letzten Jahr 622 Akten über Sachverhalte 
protokolliert, mit denen die Behindertenanwaltschaft befasst wurde. Hiervon betraf der 
Großteil mit Bezug zum Behindertengleichstellungsrecht das Thema „Arbeit“ und im Bereich 
der allgemeinen Sachverhalte den Themenkomplex „Pension, Pflege und Rehabilitation“. 

Neben den Beratungstätigkeiten leistete der Behindertenanwalt intensiv Vernetzungsarbeit 
mit staatlichen und nicht-staatlichen Einrichtungen, besuchte eine Vielzahl von Veranstal-
tungen und Sitzungen und brachte sich aktiv in den Gesetzgebungsprozess ein. 
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Im Sinne der Bewusstseinsbildung besonders hervorzuheben wären überdies die zahlreichen 
Vorträge sowie Interviews und Pressekonferenzen. 

 

Ich stelle daher den 
 

A n t r a g, 
 
 

die Bundesregierung wolle den angeschlossenen Bericht zur Kenntnis nehmen. 
 

Wien, am 10. September 2018 

Mag.a Beate Hartinger-Klein 


